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«Die Frage der Existenzsicherung bei den Ergänzungsleistungen
entzweit das Parlament»

Die Debatte um die überfälligen Reformen bei den

Ergänzungsleistungen verlief in der Frühjahrssession im Nationalrat

in der Härte, wie es sich nach den Beschlüssen der

vorberatenden Kommission abgezeichnet hatte. Ja, vereinzelt

ging die konsequent gefahrene Linie der Schritte zur
Eindämmung der Kosten sogar noch weiter. Mir persönlich
ist das Thema der anrechenbaren Mietzinsmaxima sehr

wichtig. Dass hier der massvolle Nachholbedarf auf einmal
zumindest teilweise wieder in Zweifel gebracht wird, hat für
mich etwas Hemmungsloses an sich. Wenn dann zusätzlich
den Kantonen die Freiheit gewährt werden soll, die Beiträge
nach eigenem Gutdünken zu senken, wird die Kombination
noch gefährlicher.

Bei der Zielsetzung besteht Einigkeit
Gemäss Bundesverfassung besteht der klare Auftrag mit
Ergänzungsleistungen die Existenzsicherung zu gewährleisten.

Diese hat nun das Parlament entzweit, obwohl alle Seiten

davon gesprochen haben, dass ein Leben in Würde für
bedürftige Menschen das unbestrittene Ziel sein müsse. Wie
viel es hierfür braucht, darüber scheiden sich die Geister.

Was meiner Ansicht nach bisweilen vergessen

geht, ist die Tatsache, dass die
Hemmschwelle, Ergänzungsleistungen überhaupt
zu beziehen, durchaus noch hoch ist.
Es ist von dringlichen Strukturanpassungen

die Rede gewesen, wie man heute
Abbauziele zu benennen scheint. Ehrlicher
und klarer scheint mir da schon die
Botschaft, Fehlanreize beheben zu wollen bzw.

Schwelleneffekte korrigieren zu müssen. Das offenkundige
Problem bleibt hier, dass fast jedes System früher oder länger

solche Schwächen offenbart. Revisionsbedarf wird also

so oder so schon bald wieder entstehen.

Eigenverantwortung zieht immer als Argument
Und am Schluss zahlt dann doch der Staat. Gesellschaftlich
interessant fand ich die Diskussion um die Pensionskassen-

vorbezüge. Auch hier ist es durchaus sinnvoll, sich wieder
einmal zu vergegenwärtigen, wie es die Bundesverfassung

ursprünglich bei der finanziellen Sicherung im Alter
vorgesehen hat. Nimmt man die Argumente Freiheit und

Eigenverantwortung zur Hand, scheinen diese fast immer zu
ziehen.

Viele, ja die meisten können mit ihrem Vermögen umgehen
und verprassen es auch nicht einfach, daran hege ich keine
Zweifel. Aber die anderen? Sie werden dann wohl einfach
der Sozialhilfe überlassen. Schwieriger finde ich in der Tat
den Aspekt, dass sich ein Leben nicht einfach so vorplanen
lässt, sondern auch viele Unwägbarkeiten enthält. Deshalb

«Vor Sozialabbau wird trotz
guten Finanzabschlüssen
des Bundes nicht

zurückgeschreckt.»

Christian Lohr,

Nationalrat CVPThurgau,
ist der einzige
Rollstuhlfahrer
im Bundesparlament.

sind eigentliche Nachbestrafungen sicher kein allzu probates

Mittel.

Sozialtourismus: Eine Herausforderung
Dem Ansinnen, Sozialtourismus durch gezielte Massnahmen

Einhalt gebieten zu wollen, kann ich durchaus noch ein

gewisses Verständnis entgegenbringen. Die

Schweiz mit ihren im internationalen
Vergleich mehr als passablen Leistungszulagen

mag durchaus eine Anreizwirkung
nach aussen haben, die eingedämmt werden

darf. Auf der anderen Seite lehne ich es

jedoch schon konsequent ab, wenn auf
diesem Weg gewisse Sozial- und weitere
Abkommen mit anderen Staaten gleich per se

infrage gestellt werden. Solche Überlegungen reichen mir
einfach immer wieder zu wenig weit. Den Weg über Karenzfristen

gehen zu wollen, halte ich nicht für falsch.

Lastenverschiebungen nach unten sind unredlich
Das Fazit nach diesem Berner Frühling ist klar: Die
Bereitschaft, eine harte Welle zu fahren, ist deutlich gestiegen.
Vor Sozialabbau wird trotz positiven Finanzabschlüssen
beim Bund nicht zurückgeschreckt.
Die angestrebten Kürzungen bei den Ergänzungsleistungen
sind zum Teil der starken Kostenentwicklung der letzten
Jahre geschuldet. Sie sind objektiv gesehen aber auch
Ausdruck des schwindenden Vertrauens in die Empfängerinnen
und Empfänger von sozialen Unterstützungsleistungen. Ihre
Lebenssituation tendenziell zu verschärfen, empfinde ich
als problematisch, da ich Lastenverschiebungen auf die
nächst untere Ebene als unredliches Vorgehen entschieden
ablehne. Der Ständerat wird an der einen oder anderen Stelle

bestimmt noch nachbessern, konkret für mehr soziale

Verträglichkeit sorgen. •

«Die Hemmschwelle,
EL zu beziehen,
ist immer noch
hoch. Das geht
oft vergessen.»
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